Finanzordnung der Studierendenschaft
(am Karlsruher Institut fiir Technologie (KIT))
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Den Rahmen fiir diese Finanzordnung geben insbesondere §§37-39 und §32 Absatz 2 Organi-
sationssatzung und nach §20 Absatz 1 KITG §65b LHG vor. Im Folgenden wird aus Griinden
der besseren Lesbarkeit ausschliefSlich die weibliche Form verwendet. Dabei ist jede andere
Form impliziert. Die Geschlechtsdefinition obliegt jeder Person selbst.

Geltungsbereich

(1) Diese Finanzordnung gilt fiir das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen der Studie-
rendenschaft des KIT.

(2) Fiir die Finanzordnung der Studierendenschaft ist die Landeshaushaltsordnung (LHO)
und nach §20 Absatz 1 KIT-Gesetz (KITG) das Landeshochschulgesetz (LHG) des
Landes Baden-Wiirttemberg mafigebend.

(3) Fiir alle Fille, in denen diese Ordnung keine Regelungen trifft, sind die in Absatz 2
genannten Bestimmungen anzuwenden.

(4) §12 LHO findet keine Anwendung.



1 Haushaltsplan

§1 Grundlagen des Haushaltsplans

(1)

Der Haushaltsplan und dessen Nachtridge werden unter Beriicksichtigung des zur Erfiil-
lung der Aufgaben notwendigen Bedarfs vom Vorstand der Studierendenschaft in Zu-
sammenarbeit mit der Beauftragten fiir den Haushalt fiir ein Haushaltsjahr aufgestellt.
Er bildet die Grundlage der Verwaltung aller Ertradge und Aufwendungen.

Der Haushaltsplan zeigt die Entwicklung des Vermogens der Studierendenschaft auf.
Er besteht aus einem Erfolgs- und einem Finanzplan. Der sich aus dem Erfolgsplan
ergebende Uberschuss bzw. Fehlbetrag ist in den Finanzplan zu iibernehmen.

Ertrdge und Aufwendungen sind getrennt voneinander in voller Héhe zu veranschlagen.
Es diirfen keine Ertrage von Aufwendungen oder Aufwendungen von Ertragen vorweg
abgezogen werden.

Der Haushaltsplan hat in Ertragen und Aufwendungen ausgeglichen zu sein.

Der Vorstand legt den Entwurf des Haushaltsplans des Folgejahres nach §38 Absatz
1 Organisationssatzung spétestens bis zum 1. Dezember dem Studierendenparlament
zur Beschlussfassung und der Fachschaftenkonferenz zur Stellungnahme vor. Der ent-
sprechend gekennzeichnete Entwurf ist den Mitgliedern der Studierendenschaft vor Be-
schlussfassung in geeigneter Form zugénglich zu machen.

Der Haushaltsplan besteht aus Ertrags- und Aufwendungskonten mit jeweils fester
Zweckbestimmung. Die Ertrage sind nach dem Entstehungsgrund, die Aufwendungen
nach den Zwecken getrennt zuzuordnen und, soweit erforderlich, in einem Anhang zu
erldutern. In dem Haushaltsplan sind mindestens darzustellen:

1. bei den Einnahmen:
a) Einnahmen aus Beitriagen,

b) Einnahmen durch wirtschaftliche Betdtigungen (aufgeschliisselt nach Wirt-
schaftszweig),

¢) Einnahmen durch wirtschaftliche Beteiligungen (aufgeschliisselt nach Unter-
nehmung),

Einnahmen aus Vermdogensverduflerungen,

)
e) Uberschiisse aus dem vorangegangenen Jahr,
) Einnahmen aus Riicklagen,

)

sonstige Einnahmen;



2. bei den Ausgaben:
a) Personalausgaben,
b) Aufwandsentschadigungen,
c¢) Verwaltungsausgaben,
d) Zuweisungen an Referate,
e) Zuweisungen an Fachschaften,
f) Zuweisungen an Arbeitskreise,
g) Aufwendungen durch wirtschaftliche Betétigung,
h) Aufwendungen durch wirtschaftliche Beteiligung,

i) Mitgliedsbeitrige,

)
j) Fehlbetriage aus dem vorangegangenen Jahr,
)

k) Zufithrung zu zweckgebundenen Riicklagen fiir Investitionen (Baumafinahmen,

Anschaffungen etc.),
1) Zufiihrung zu Riicklagen.

Die Konten sind mit einem Ansatzbetrag auszubringen. Die Ansétze sind in ihrer vor-
aussichtlichen Hohe zu bestimmen.

Stellen fiir Angestellte und deren Aufwendungen sind in einer Anlage (Stellenplan)
detailliert auszuweisen.

Eine Vermogensaufstellung ist als Anlage beizufiigen.

Offene Verbindlichkeiten und offene Forderungen sind in einer Anlage auszuweisen.

§2 Beschlussfassung und Inkrafttreten des Haushaltsplans

(1)

Die Beschlussfassung tiber den Haushaltsplan durch das Studierendenparlament hat
durch absolute Mehrheit und in zwei Beratungen in zwei getrennten Sitzungen des
Studierendenparlaments mit einem Abstand von mindestens einer Woche zu erfolgen.
Der Beschluss ist umgehend der Fachschaftenkonferenz mitzuteilen.

Sofern die Hohe des Budgets fiir die Fachschaften beschlossen ist, kann die weitere
Aufteilung der beiden Budgets getrennt behandelt werden.

Die Fachschaftenkonferenz erhélt das Vorschlagsrecht beziiglich der Verteilung des Fach-
schaftsanteils im Haushalt. Es verfallt wenn der Vorschlag nicht bis spéatestens 20. No-
vember dem Vorstand der Studierendenschaft mitgeteilt wurde. Das Studierendenparla-
ment kann nur im Einvernehmen mit der Fachschaftenkonferenz von diesem Vorschlag
abweichen.

Die Haushaltspldne der einzelnen Fachschaften werden gemafl §31 Absatz 4 Punkt 2
Organisationssatzung von der Fachschaftsversammlung genehmigt.



(5) Nach §65b Absatz 6 LHG ist der beschlossene Haushaltsplan dem Prasidium des KIT
zur Genehmigung vorzulegen. Nach §65b Absatz 6 darf die Genehmigung nur versagt
werden, wenn die Satzung oder der Haushaltsplan rechtswidrig ist.

(6) Der Haushaltsplan tritt nach Genehmigung des Prasidium des KIT, frithestens jedoch
mit Beginn des Haushaltsjahres, fiir das der Haushaltsplan aufgestellt worden ist, in
Kraft.

§3 langerfristige Verpflichtungen

Mafinahmen, die die Studierendenschaft zur Leistung von Ausgaben in kiinftigen Haushalts-
jahren verpflichten, sind nur zuléssig, wenn das Studierendenparlament zugestimmt hat.

§4 Beitrage

Fir die Erfiillung ihrer Aufgaben erhebt die Studierendenschaft nach Mafigabe der Beitrags-
ordnung nach §37 Absatz 3 Organisationssatzung angemessene Beitrige von den Studieren-
den.

§5 Uberschiisse

Uberschiisse der Fachschafts- und Referatsbudgets am Ende des Haushaltsjahres kénnen in
das néchste Jahr iibertragen werden. Die Ubertrige diirfen das Jahresbudget der Fachschaft
bzw. des Referats nicht iibersteigen.

§6 Bedeutung des Haushaltsplanes gegeniiber Dritten

Durch den Haushaltsplan werden Anspriiche oder Verbindlichkeiten gegeniiber Dritten weder
begriindet noch aufgehoben.

§7 Vorlaufiger Haushaltsplan

(1) Grundlage fir die Wirtschaftsfithrung vor Inkrafttreten des Haushaltsplanes sind die
Ansétze des Vorjahres, von diesen darf fiir jeden Monat ein Zwolftel in Anspruch ge-
nommen werden.

(2) Neue Konten diirfen erst nach Inkrafttreten des Haushaltsplanes in Anspruch genommen
werden.



(3) Solange der Haushaltsplan nicht in Kraft tritt, findet der Haushaltsplan des Vorjahres
mit der Maf3gabe weiter Anwendung, dass nur die rechtlich begriindeten Verpflichtungen
erfullt und nur solche Ausgaben geleistet werden diirfen, die zur Erfiilllung der Aufgaben
der Studierendenschaft unabweisbar notwendig sind. Die oberste Grenze der Erméchti-
gung im Rahmen der vorldufigen Haushaltsfithrung bilden die Ansétze bei den einzelnen
Titeln des Vorjahres. Sind dort keine Ansétze ausgebracht, diirfen Ausgaben nur nach
vorheriger Zustimmung des Studierendenparlaments getétigt werden.



2 Umsetzung des Haushaltsplans

§9 Finanzreferentin

(1)

(2)

Die Finanzreferentin arbeitet geméaf §65b Absatz 2 Satz 5 LHG mit der Beauftragten
fiir den Haushalt zusammen.

Zu den Aufgaben der Finanzreferentin gehort insbesondere die Verwaltung der Hand-
kassen, Verwaltung der Bankkonten, Entgegennahme und Auszahlung von Bargeld und
die Vorbereitung von Personaleinstellungen.

Die Finanzreferentin bestellt zu Beginn ihrer Amtszeit ein Mitglied des Vorstands zu
ihrer Stellvertreterin, die die Geschéfte der Finanzreferentin iibernimmt, falls diese an
der Wahrnehmung ihres Amts verhindert ist. Sie muss vom Studierendenparlament be-
statigt werden.

§10 Beauftragte fiir den Haushalt

(1)

Die Beauftragte fiir den Haushalt ist Beauftragte fiir den Haushalt im Sinne des §9
LHO. Sie muss geméaf §65b Absatz 2 Satz 1 iiber die Befdhigung fiir den gehobenen
Verwaltungsdienst oder {iber andere in vergleichbarer Weise nachgewiesene Fachkennt-
nisse im Haushaltsrecht verfiigen. Die Finanzierung der Beauftragten fiir den Haushalt
ist im Haushaltsplan vorzusehen. Die Beauftragte fiir den Haushalt ist nach §65a Absatz
3 Satz 4 LHG der Vorsitzenden des Vorstands unterstellt.

Sie unterstiitzt das Finanzreferat und die Zustédndigen fiir die Fachschaftsfinanzen.

Die Ubereinstimmung mit der Landeshaushaltsordnung (LHO) sowie anderer geltender
Gesetze und Vorschriften von Ausgaben ab 500 Euro wird von der Beauftragten fiir den
Haushalt tiberpriift.

Sie erfiillt die Aufgaben gem. §9 (2) LHO.

Erhebt die Beauftragte fiir den Haushalt oder die Finanzreferentin Widerspruch gegen
eine Mafinahme, weil sie diese fiir rechtswidrig oder nach den Grundsdtzen der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit fiir nicht vertretbar hélt, ist von der Vorsitzenden des
Vorstands eine Entscheidung des Studierendenparlaments herbeizufiithren.



§11

(1)

Freigabe von Ausgaben

Ausgaben ab 150 Euro, die im Haushaltsplan vorgesehen sind, miissen von der Vorsit-
zenden des Vorstands genehmigt werden.

Ausgaben ab 1500 Euro, die im Haushaltsplan vorgesehen sind, miissen vom Vorstand
der Studierendenschaft genehmigt werden.

Fiir Ausgaben ab 430 Euro miissen mindestens drei Vergleichsangebote eingeholt wer-
den. Begriindete Ausnahmen sind méglich.

Ausgaben bis 150 Euro, die nicht explizit im Haushaltsplan oder im Haushaltsplan der
betreffenden Fachschaft ausgewiesen sind, miissen von der Vorsitzenden des Vorstands
genehmigt werden.

Ausgaben iiber 150 Euro, die nicht explizit im Haushaltsplan oder im Haushaltsplan der
betreffenden Fachschaft ausgewiesen sind, miissen vom Vorstand der Studierendenschaft
genehmigt werden.

Ausgaben iiber 430 Euro, die nicht explizit im Haushaltsplan oder im Haushaltsplan der
betreffenden Fachschaft ausgewiesen sind, miissen vom Vorstand der Studierendenschaft
und vom Finanzausschuss genehmigt werden.

Ausgaben iiber 1500 Euro, die nicht explizit im Haushaltsplan oder im Haushaltsplan
der betreffenden Fachschaft ausgewiesen sind, miissen vom Studierendenparlament mit
absoluter Mehrheit im Benehmen mit dem Finanzausschuss genehmigt werden.

Vor Ausgaben sind die allgemeinen Vergaberichtlinien zu beachten. Die Auswahl hat
mit Begriindung aktenkundig zu erfolgen.

§12 Fachschaftsfinanzen

(1)

(2)

Die Absédtze 1 und 2 aus §11 gelten nicht fiir Ausgaben innerhalb eines Fachschafts-
haushalts.

Die Fachschaft bestimmt nach Mafigabe der Fachschaftsordnung eine Zusténdige fiir die
Fachschaftsfinanzen. Diese Person ist flir die der Fachschaft zugewiesenen Finanzmit-
tel verantwortlich. Regelungen aus der Finanzordnung der Studierendenschaft gelten
analog. Naheres regelt die jeweilige Fachschaftsordnung.

Zuweisungen an Fachschaften werden erst nach Beschluss eines entsprechenden Fach-
schaftshaushalts und der Genehmigung dieses Haushalts durch die Beauftragte fiir den
Haushalt freigegeben.



§13 Zuschiisse und Forderungen von Gruppen

(1)

(2)

(6)

Vereine, Hochschulgruppen, studentische Eigeninitiativen und sonstige Einrichtungen,
die Aufgaben der Studierendenschaft nach §2 Organisationssatzung erfiillen, kénnen
durch Zuwendungen gefordert werden. Hierfiir sind entsprechende Tépfe einzurichten.

Antrage auf Forderung (Finanzierungsantrige) bis zu einer Héhe von 430 Euro kénnen
durch den Vorstand der Studierendenschaft bewilligt werden. Antrédge tiber 430 Euro
und Zuwendungen an Vereine, Hochschulgruppen, studentische Eigeninitiativen und
sonstige Einrichtungen bediirfen der Bewilligung durch das Studierendenparlament.

Die Studierendenschaft fungiert als Letztfinanziererin, das heifit allen Finanzierungsan-
trigen muss zusitzlich eine Ubersicht {iber die erwarteten Einnahmen und Ausgaben
sowie eine Ubersicht bereits angefragter Sponsorinnen beigelegt werden.

Antriage auf Zuwendungen sind an die Finanzreferentin zu stellen, welche die Antrage
unverziiglich dem Studierendenparlament oder dem Vorstand der Studierendenschaft
zuleitet. Die Antragsstellerinnen sollen ihren Antrag in den entsprechenden Gremien
erldutern.

Bewilligte Mittel, die nicht innerhalb von zwei Monaten nach dem im Finanzierungsan-
trag angegebenen Félligkeitszeitpunkt bzw. vor Kassenschluss am Ende des Geschéfts-
jahres abgerufen werden, verfallen. Diese Frist kann durch Beschluss des Vorstands bis
zum Ende des Geschéftsjahres verlangert werden.

Die Forderung kann durch Abwicklung iiber den Haushalt der Studierendenschaft oder
als Zuschuss gem. §23 und §44 LHO ausgezahlt werden.

§14 Wirtschaftliche Betatigung

(1)

(2)

Die Beteiligung der Studierendenschaft an wirtschaftlichen Unternehmen oder die Griin-
dung wirtschaftlicher Unternehmen bedarf geméfl §65b Absatz 7 Satz 3 LHG der vor-
herigen Zustimmung des Prasidiums des KIT.

Die Studierendenschaft darf sich an einem privatrechtlichen Unternehmen nur beteiligen,
wenn

1. ein wichtiges Interesse der Studierendenschaft vorliegt und sich der von der Studie-
rendenschaft angestrebte Zweck nicht besser und wirtschaftlicher auf andere Weise
erreichen lasst,

2. die Einzahlungsverpflichtung auf insgesamt 25.000 Euro begrenzt ist und es sich
um eine haftungsbeschriankte Gesellschaftsform handelt,

3. die Studierendenschaft ein ihrem Einzahlungsanteil entsprechendes Stimmgewicht
in den Entscheidungs- und Aufsichtsgremien erhéilt,

4. dem Landesrechnungshof ein Priifungsrecht eingerdumt wird und

5. die Anwendung eines Tarifvertrags sichergestellt wird.
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(3)

Die Errichtung oder Anderung einer Beteiligung bedarf der Zustimmung von 2/3 der
Mitglieder des Studierendenparlaments. Dies umfasst insbesondere auch die Anderung
des Gegenstands des Unternehmens. Die Aussprache hat in zwei Beratungen in zwei
getrennten Sitzungen mit einem Abstand von mindestens einer Woche zu erfolgen.

§15 Handkassen

(1)

(2)

(3)

Der im Rahmen der Angebote der Studierendenschaft anfallende Zahlungsverkehr wird
von Mitgliedern des Vorstands, des erweiterten Vorstands, Angestellten der Studieren-
denschaft und den Mitgliedern der Fachschaftsvorstdnde ausgefiihrt.

Die Handkassen werden von der Finanzreferentin verwaltet. Die rechnerische Richtigkeit
der Abrechnung ist von der Beauftragten fiir den Haushalt zu tiberpriifen.

Fir jede Handkasse wird ein Kassenbuch gefiihrt, welches zum Monatsende iiber die Fi-
nanzreferentin abgerechnet werden muss. Eine sichere Verwahrung ist zu gewahrleisten.

§16 Belegpflicht

Jede Zahlung ist zu belegen. Belege sind getrennt nach Haushaltsjahren abzulegen.

Einnahmebelege erhalten die Herkunft, die Hohe des Betrages, den Tag und den Grund
der Zahlung.

Ausgabebelege erhalten die Zahlungsempfangerin, den Grund und Tag der Zahlung, den
Zahlungsbeweis sowie die Dokumentation der Verwendung.

Belege, Kassenbiicher und Kontoausziige sind nach Abschluss des Haushaltsjahres nach
den gesetzlichen Bestimmungen aufzubewahren.

§17 AuBer- und liberplanmaBige Aufwendungen

(1)

(2)

Auflerplanméflige Aufwendungen, die unter keine Zweckbestimmung des Haushaltspla-
nes fallen, dirfen erst geleistet werden, wenn ein entsprechender Nachtrag zum Haus-
haltsplan beschlossen wurde.

UberplanméBige Aufwendungen, die den Ansatz eines Kontos um mehr als 100€ iiber-
schreiten, diirfen erst geleistet werden, wenn ein entsprechender Nachtrag zum Haus-
haltsplan beschlossen wurde.

Die Absédtze 1 und 2 gelten nicht fir unabweisbare Aufwendungen, insbesondere fiir
Aufwendungen, die zur sparsamen Fortfiihrung der Verwaltung erforderlich sind, so-
fern entsprechende Mehraufwendungen in mindestens gleicher Hohe an anderer Stelle
des Haushaltsplanes eingespart werden. Der Vorstand hat das Studierendenparlament
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hiervon unverziiglich in Kenntnis zu setzen. Bei der Aufstellung eines NachtragsHaus-
haltsplans haben diese Aufwendungen Vorrang. Dies gilt ananlog fiir die Fachschaften
und die Fachschaftshaushalte.

§18 Anlage des Kassenbestands

(1)
(2)

Der fiir Aufwendungen nicht erforderliche Finanzbestand ist miindelsicher anzulegen.

Zur Verminderung einer Entwertung der Geldmittel durch Inflation sind langerfristig
nicht benoétigte Geldmittel entsprechend anzulegen. Eine Anlage in risikobehaftete Wert-
papiere oder Ahnliches ist unzuléssig.

§19 Abschreibungen

(1)

(2)

(3)

Fir aus Studierendenschaftsmitteln angeschaffte Vermogensgegenstédnde, die nicht zum
Verbrauchsmaterial gehoren, ist ein Konto “Abschreibungen” zu fiihren. Entsprechend
der zu erwartenden Nutzungsdauer und den amtlichen AfA-Tabellen folgend sind die
Vermogensgegenstéande linear abzuschreiben, bis der Buchwert Null erreicht ist.

Die Sammlung der Abschreibungsbetriage ist als liquider Bestand in der Vermogens-
tibersicht (Anlage zum Haushaltsplan) darzustellen.

Bei voraussichtlich dauernder Wertminderung sind auflerplanméfliige Abschreibungen
nach §253 Absatz 3 Satz 3 HGB vorzunehmen.

§20 Inventar

(1)

Aus Haushaltsmitteln beschaffte bewegliche Sachen mit einem Anschaffungswert ab 150
Euro, die keine Verbrauchsmaterialien sind und eine Lebensdauer von iiber einem Jahr
haben, sind in einer Inventarliste nachzuweisen. Diese wird von der Haushaltsbeauftrag-
ten gefiihrt. Jede Kéuferin ist auf die Inventarisierung ihrer Anschaffung hinzuweisen.
Der Ort der Aufstellung und Verdnderungen des Lagerortes sind anzugeben.

Das Vorhandensein aller inventarisierten Gegenstéinde ist regelméflig durch den Beauf-
tragten fiir den Haushalt zu priifen und zu dokumentieren. Am Ende der Uberpriifung
ist das Studierendenparlament iiber die Ergebnisse zu informieren.

Inventarisierte Gegenstédnde ab einem Anschaffungswert von 500 Euro sind entsprechend
zu kennzeichnen.

Gegenstéande, die sich im Eigentum der Studierendenschaft befinden, diirfen nur auf
Beschluss des Vorstands der Studierendenschaft oder des Studierendenparlaments ver-
aulert werden. Fiir die VerduBerung von Gegenstédnden die durch Fachschaftsmittel
angeschafft wurden ist ein Beschluss des Fachschaftsvorstands oder der Fachschaftsver-
sammlung notwendig.
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§21

(3)

Von diesen Bestimmungen kann bei laufenden Geschéften oder in geringem finanziellen
Umfang abgewichen werden.

Personal

Die Beschéftigten der Studierendenschaft unterliegen geméafl §65b Absatz 1 LHG der
selben Tarifbindung wie die Beschéftigten der Hochschule.

Personalstellen miissen im Haushaltsplan explizit ausgewiesen und hinsichtlich einer
Befristung sowie, wenn zutreffend, hinsichtlich der Dauer gekennzeichnet werden. Neue
Personalstellen diirfen nicht vor Inkrafttreten des Wirtschftsplans in Anspruch genom-
men werden.

Die Vorsitzende des Vorstands ist nach §65b Absatz 2 LHG Dienststellenvorgesetzte der
Beschéftigten.

§22 Aufwandsentschadigungen

(1)

(2)

(®)

Eine Aufwandsentschidigung ist grundsétzlich nur fiir Mitglieder des Vorstandes der
Studierendenschaft und des erweiterten Vorstands moglich.

Die Aufwandsentschidigungen werden vom Studierendenparlament festgesetzt. Sie diir-
fen die Halfte der durchschnittlichen Ausgaben eines ,,Normal--Studierenden“ nach ak-
tueller Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks nicht iiberschreiten.

Mit dieser Aufwandsentschidigung sind folgende Kosten abgegolten: Fahrtkosten zum
Dienstort, erhohte Verpflegungskosten, Telefonate mit dem privaten Telefon. Bei zusétz-
lichen Kosten hat das Studierendenparlament iiber eine Entschiddigung zu entscheiden.

Das Studierendenparlament kann mit absoluter Mehrheit und im Einvernehmen mit
dem Vorstand der Studierendenschaft einem Mitglied des Vorstandes die Aufwandsent-
schidigung kiirzen bzw. streichen.

Die Aufwandsentschédigungen miissen im Haushaltsplan vorgesehen sein.

§23 Reisekosten

(1)

(2)

Die Reisekosten umfassen Fahrtkosten, ggf. Tagungsgebiihren und bei mehrtiagigen Rei-
sen Ubernachtungskosten. Offentliche Verkehrsmittel sind zu bevorzugen.

Reisekosten werden erstattet, wenn
1. die Vorsitzende des Vorstands oder die Finanzreferentin zustimmen

2. oder das Studierendenparlament dies beschlief3t.

13



(3)

(4)

Reisekosten sollen binnen vier Wochen nach Beendigung der Reise und Rechnungsstel-
lung bei der Finanzreferentin abgerechnet werden. Die entstandenen Kosten sind zu
belegen.

Fiir Fahrten mit offentlichen Verkehrsmitteln werden maximal die Kosten der giins-
tigsten reguldren Fahrkarte einschlieflich der benétigten Zuschliage erstattet. Dabei ist
ein der Reisestrecke angemessenes Verkehrsmittel zu beriicksichtigen. Die Kosten fiir
eine ErméBigungsberechtigung kénnen auf Antrag tibernommen werden, wenn dadurch
nachgewiesenermafien die Einsparung an Fahrtkosten im Giiltigkeitszeitraum die An-
schaffungskosten tiberwiegt.

Im Falle der Nutzung eines privaten Kfz wird die Kilometerpauschale nach §6 Absatz
1 Landesreisekostengesetz (LRKG) berechnet. Die Erstattungssumme darf jedoch die
Kosten geméafl Absatz 4 Satz 1 und 2 nicht iiberschreiten.

Fiir Ubernachtungen werden maximal die Kosten der preiswertesten zumutbaren und
in zumutbarer Entfernung liegenden Ubernachtungsméglichkeit getragen.

Die Auszahlung eines Reisekostenvorschusses erfolgt auf Anweisung der Vorsitzenden
des Vorstands. Der Reisekostenvorschuss ist nach den erforderlichen Fahrtkosten und
den voraussichtlichen Aufenthaltskosten zu berechnen.

Dienstreisen der Angestellten der Studierendenschaft werden abweichend von Absatz 3
bis 7 Tarifvertrag fiir den Offentlichen Dienst der Lénder (TV-L) nach den Bestimmun-
gen des LRKG erstattet.
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3 Rechnungslegung und -priifung

§25 Finanzausschuss

(1) Zusétzlich zu den Aufgaben nach §22 Absatz 1 priift der Finanzausschuss mindestens
einmal pro Haushaltsjahr unvermutet die Handkassen des Vorstands der Studierenden-
schaft, dokumentiert die Priifung und berichtet dem Studierendenparlament. Er beglei-
tet die Haushaltsfithrung des Vorstands der Studierendenschaft kritisch und konstruktiv.

(2) Die Einladungsfrist des Finanzausschusses betriagt drei Vorlesungstage bzw. sieben vor-
lesungsfreie Tage.

(3) Der Finanzausschuss wihlt aus seiner Mitte eine Vorsitzende. Sie ist fiir die ordnungs-
geméfle Einberufung und Durchfiithrung der Sitzungen verantwortlich.

(4) Der Finanzausschuss tagt mindestens einmal pro Semester. Dariiber hinaus muss er auf
Antrag des Vorstands, des Altestenrats, des Studierendenparlaments, der Fachschaf-
tenkonferenz, eines Fachschaftsvorstands, der Finanzreferentin oder eines Mitglieds des
Finanzausschusses innerhalb von einer Wochen einberufen werden.

(5) Die Finanzreferentin soll bei den Sitzugen des Finanzausschusses anwesend sein. Sie hat
die Fragen des Finanzausschusses nach bestem Wissen und Gewissen zu beantworten.

(6) Dem Studierendenparlament und der Fachschaftenkonferenz sind unverziiglich Proto-
kolle der Sitzungen vorzulegen. Ein Mitglied des Finanzausschusses soll ihnen fiir Riick-
fragen zur Verfiigung stehen.

(7) Nach §39 Absatz 2 Organisationssatzung besteht der Finanzausschuss aus drei durch
das Studierendenparlament und zwei durch die Fachschaftenkonferenz bestimmte Mit-
glieder. Die Mitglieder des Finanzausschusses werden auf ein Jahr gewéahlt. Die Amtszeit
der vom Studierendenparlament gewéhlten Mitglieder beginnt am 1.Mai. Die Amtszeit
der von der Fachschaftenkonferenz gewahlten Mitglieder beginnt am 1.November.

(8) Mitglieder des Finanzausschusses scheiden aus
1. am Ende ihrer Amtszeit,
2. durch Exmatrikulation,
3. durch eigenen Verzicht,
4

. durch automatischen Ausschuss bei dreimaligem unentschuldigtem Fehlen bzw. bei
insgesamt fiinfmaliger Abwesenheit.

Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mitglieds erfolgt eine Nachwahl fiir den Rest der
Amtszeit.
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§26 Rechnungslegung

(1)

(2)

Zum Ende des Haushaltsjahres stellt die Finanzreferentin den Jahresabschluss auf der
Grundlage der Buchfiihrung in Form einer Bilanz mit Gewinn und Verlustrechnung
sowie einen Lagebericht auf.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind innerhalb von drei Monaten nach En-
de des Geschéftsjahres von der Finanzreferentin vorzulegen und den Mitgliedern der
Studierendenschaft in geeigneter Form zugénglich zu machen.

Alle Ertrdge und Aufwendungen des abgeschlossenen Haushaltsjahres sind im Rech-
nungsergebnis auszuweisen. Der sich ergebende Uberschuss bzw. Fehlbetrag ist zu kenn-
zeichnen.

Einnahmen, die zuriickgezahlt werden miissen, sind als Verbindlichkeiten auszuweisen.
Ausgaben, die zur Riickzahlung offen stehen, sind als Forderungen zu erfassen.

Dem Rechnungsergebnis sind ein Nachweis iiber im Haushaltsplan nicht vorgesehene
Einnahmen, insbesondere solche aus Verduflerung von Sachmitteln oder Rechten der
Studierendenschaft sowie eine Vermogensiibersicht beizufiigen.

§27 Rechnungsprifung

(1)

Der Finanzauschuss priift die Haushalts- und Wirtschaftsfithrung in der Regel einmal
pro Quartal, mindestens jedoch einmal im Semester. Zusétzlich fiihrt er unmittelbar
nach Ende des Geschéftsjahres eine Jahresabschlusspriifung durch. Neben der Rech-
nungspriifung wird stets eine Priifung der Einhaltung des Haushaltsplanes durchgefiihrt.
Uber das Ergebnis der Priifung ist dem Studierendenparlament und der Fachschaften-
konferenz unverziiglich zu berichten.

Die Studierendenschaft beauftragt gemafi §65b Absatz 3 LHG dartiber hinaus zur Jah-
resabschlusspriifung eine fachkundige Person mit der Befdhigung fiir den gehobenen
Verwaltungsdienst, die nicht mit der Beauftragten fiir den Haushalt geméfl §65b Absatz
2 Satz 1 LHG identisch ist, oder die Verwaltung der Hochschule mit ihrem Einverneh-
men. Die Priifung soll spitestens nach sechs Monaten nach Ende des Geschéftsjahres
abgeschlossen sein.

Die richtige Ubertragung des Fehlbetrages oder Uberschusses sowie der nicht abgewi-
ckelten Verwahrungen ist vom Finanzausschuss zu bescheinigen.

Nach Durchfiihrung der Priifung durch den Finanzausschuss und Vorlage im Studie-
rendenparlament sind dem Présidium des KIT unverziiglich je eine Ausfertigung der
hieriiber gefertigten Niederschrift und des Rechnungsergebnisses zusammen mit einem
Nachweis iiber den Stand des Vermdogens der Studierendenschaft vorzulegen. Die Ent-
lastung erteilt nach §65b Absatz 3 LHG die Présidentin des KIT.
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Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in den Amtlichen Bekanntmachun-
gen des KIT in Kraft.

17



	Haushaltsplan
	Grundlagen des Haushaltsplans
	Beschlussfassung und Inkrafttreten des Haushaltsplans
	längerfristige Verpflichtungen
	Beiträge
	Überschüsse
	Bedeutung des Haushaltsplanes gegenüber Dritten
	Vorläufiger Haushaltsplan

	Umsetzung des Haushaltsplans
	Finanzreferentin
	Beauftragte für den Haushalt
	Freigabe von Ausgaben
	Fachschaftsfinanzen
	Zuschüsse und Förderungen von Gruppen
	Wirtschaftliche Betätigung
	Handkassen
	Belegpflicht
	Außer- und überplanmäßige Aufwendungen
	Anlage des Kassenbestands
	Abschreibungen
	Inventar
	Personal
	Aufwandsentschädigungen
	Reisekosten

	Rechnungslegung und -prüfung
	Finanzausschuss
	Rechnungslegung
	Rechnungsprüfung


